
AD\850102DE.doc PE450.689v02-00

DE In Vielfalt geeint DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT 2009 - 2014

Ausschuss für regionale Entwicklung

2010/2095(INI)

6.12.2010

STELLUNGNAHME
des Ausschusses für regionale Entwicklung

für den Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie

zu einer Industriepolitik im Zeitalter der Globalisierung
(2010/2095(INI))

Verfasser der Stellungnahme: Francesco De Angelis



PE450.689v02-00 2/8 AD\850102DE.doc

DE

PA_NonLeg



AD\850102DE.doc 3/8 PE450.689v02-00

DE

VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. erkennt den Beitrag der Industrie in der EU zur Verwirklichung der Vision des 
sozioökonomischen und territorialen Zusammenhalts an und sieht in einer prosperierenden 
Industrie eine entscheidende Bedingung für wirtschaftliches Wachstum und soziale 
Stabilität in den verschiedenen Regionen der EU;

2. ist der Ansicht, dass die Ziele, die mit einer „europäischen Industriepolitik im Zeitalter der 
Globalisierung“ verfolgt werden, nur in dem Maße erreicht werden können, wie die 
politischen Maßnahmen der Gemeinschaft darauf ausgerichtet sind, den 
Herausforderungen, mit denen die europäischen Regionen und ihre jeweiligen lokalen 
Industrieunternehmen gegenwärtig und in den kommenden Jahren konfrontiert werden, zu 
begegnen und die jeweiligen politischen Maßnahmen der EU zur Steigerung der 
Leistungsfähigkeit und der Wettbewerbsfähigkeit der KMU als Hauptakteure der 
europäischen Industrie beitragen; betont in diesem Zusammenhang, dass die 
Auswirkungen des wirtschaftlichen, demografischen und klimatischen Wandels sowie der 
Entwicklungen im Energiebereich auf der regionalen Ebene weiter untersucht werden 
müssen, wobei die potenziellen regionalen Unterschiede, die durch diese 
Herausforderungen entstehen werden, berücksichtigt werden müssen, da sie das 
homogene Wachstum der Industrie in der EU gefährden; betont, dass die Regionen die 
treibende Kraft sind, wenn es darum geht, einen ökologischen Wandel in der Industrie und 
den Ausbau erneuerbarer Energiequellen zu fördern;

3. weist darauf hin, dass sich die Industriepolitik der EU einer dreifachen Herausforderung 
stellen muss, und zwar

i) hinsichtlich der marktwirtschaftlichen Transformation der Wirtschaftssysteme der 
Staaten Mittel- und Osteuropas,

ii) hinsichtlich der jüngsten wirtschaftlichen Rezession,

iii) hinsichtlich der Sicherstellung der industriellen Produktion in der Zukunft;

ist daher der Ansicht, dass die künftigen Schritte darauf ausgerichtet sein sollten,

i) das Umfeld für die Industrie und für die Unternehmen in der EU zu liberalisieren und zu 
verbessern,

ii) nicht wesentliche ordnungspolitische Bestimmungen und Maßnahmen, die die Stellung 
der Unternehmen in der EU gegenüber Mitbewerbern auf dem Weltmarkt schwächen, 
abzuschaffen,

iii) das Potenzial in den Bereichen Forschung, Entwicklung und Innovation zu nutzen;

4. stellt fest, dass die europäische Industrie mehrheitlich aus kleinen und mittleren 
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Unternehmen besteht und diesen eine Schlüsselrolle bei der Förderung des 
Wirtschaftswachstums auf lokaler Ebene und bei der Schaffung nicht von Verlagerung 
bedrohter Arbeitsplätze zukommt, weshalb sich jede integrierte Strategie für die Zukunft 
der europäischen Industrie in erster Linie auf ein stärkeres Engagement für die KMU 
konzentrieren sollte, da sie den Schlüssel für die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit 
und den territorialen Zusammenhalt darstellen, wobei allerdings die Bedingungen für die 
Tätigkeit der globalen Akteure nicht ganz außer Acht zu lassen sind, die für die Regionen 
wichtig sind und einen erheblichen Beitrag zur internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
Europas leisten; fordert, dass die Verfahren für die Beschaffung von Finanzmitteln in der 
EU weiter vereinfacht werden und diese Finanzierung den KMU unmittelbar zugute 
kommt;

5. betont die Bedeutung der vollständigen Umsetzung der Initiative für kleine und mittlere 
Unternehmen in Europa („Small Business Act”) als ein Mittel, um den 
Verwaltungsaufwand zu reduzieren und die Rolle von KMU im Binnenmarkt zu stärken; 
begrüßt die Einrichtung eines ständigen KMU-Forums für den Zugang zu 
Finanzierungsmöglichkeiten und fordert eine integrierte Strategie, die den KMU die 
Beschaffung von Finanzmitteln innerhalb der EU tatsächlich vereinfacht;

6. betont, dass sich die internationale Wirtschaftskrise überall in Europa negativ auf die 
Beschäftigungsraten auswirkt und damit die sozialen und wirtschaftlichen Aussichten der 
EU verschlechtert und regionale Unterschiede verstärkt; betont diesbezüglich, dass das 
Bestehen eines wettbewerbsfähigen, diversifizierten, gerechten und nachhaltigen 
industriellen Sektors, der sich in erster Linie auf leistungsfähige und wettbewerbsfähige 
KMU stützt, europaweit von wesentlicher Bedeutung für die Zukunft der Arbeitnehmer 
ist; hält die Nutzung der Erfahrung und Kompetenzen der älteren Generation durch die 
nachfolgenden Generationen für vorteilhaft;

7. unterstreicht, dass die Zunahme der Schattenwirtschaft und der Schwarzarbeit in 
Krisenzeiten ein bedeutendes wettbewerbsverzerrendes Element ist; fordert die 
zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten auf, die zur Bekämpfung dieses Phänomens 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen;

8. fordert einen neuen Ansatz für eine nachhaltige Industriepolitik im Sinne der Strategie 
Europa 2020 und betont die Notwendigkeit der Entwicklung einer integrierten 
industriellen Strategie durch die Kommission zusammen mit dem Europäischen Parlament 
und dem Rat und in regelmäßiger Absprache mit den Unternehmen selbst im Einklang mit 
den Bestimmungen der Strategie für eine bessere Rechtsetzung;

9. macht darauf aufmerksam, dass die regionalen und lokalen staatlichen Stellen aktiv zur 
Förderung der industriellen Tätigkeit beitragen, beispielsweise durch Subventionen für 
innovative Unternehmen oder durch Maßnahmen zur betrieblichen Weiterbildung für die 
Arbeitnehmer; stellt fest, dass diese Maßnahmen über die Strukturfonds kofinanziert 
werden können, und ist der Ansicht, dass die Rolle der Strukturfonds in der regionalen 
und lokalen Industriepolitik weiter gestärkt werden sollte, damit die Ziele der Strategie 
Europa 2020 verwirklicht werden können;

10. äußert sich besorgt darüber, dass die Unternehmen die Strukturfonds so wenig für die 
Finanzierung innovativer Projekte nutzen; ist der Ansicht, dass sich die 
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Verwaltungsstellen darauf konzentrieren sollten, den Bekanntheitsgrad der vorhandenen 
Programme bei den Unternehmen zu erhöhen und sie beim Anschub von Projekten 
umfassend zu unterstützen;

11. erkennt an, dass die Vertiefung des konstruktiven Dialogs mit allen Beteiligten eine 
wesentliche Maßnahme ist, um bewährte Verfahren unter europäischen Unternehmen zu 
verbreiten und um die gemeinsame Überwachung und Beurteilung erwarteter Maßnahmen 
auf der Grundlage eines regionalen Ansatzes zu verstärken;

12. erkennt an, dass Forschung und Innovation in allen Bereichen der Industrie notwendig 
sind, und ist der Ansicht, dass die verschiedenen Instrumente der EU für Kohäsion, 
Forschung und Innovation auf integrierte Art und Weise angewandt werden sollten, um 
ihre Wirksamkeit sicherzustellen; betont, dass Synergien zwischen diesen Instrumenten 
anzustreben sind;

13. betont, dass innovative KMU durch die Politik und Maßnahmen unterstützt werden 
müssen, die auf nationaler und europäischer Ebene koordiniert werden und genau auf die 
Entwicklungsbedürfnisse der Akteure der Industrie und der Wirtschaft abgestimmt sind, 
damit die Ergebnisse der Forschung und Innovation besser zur Förderung des 
Wettbewerbspotenzials der Industrie der EU genutzt werden können;

14. betont, dass sich Forschung und Innovation am wirksamsten auf regionaler Ebene 
aufgrund der Nähe von Handlungstragenden wie Universitäten, öffentlichen 
Forschungseinrichtungen, KMU und Unternehmen, die Partnerschaften für die Zwecke 
des Wissenstransfers und den Austausch bewährter Verfahren zwischen den Regionen 
begünstigen, fördern lässt; fordert in diesem Zusammenhang die Kommission auf, über 
eine verstärkte Zusammenarbeit mit der Europäischen Investitionsbank und im Rahmen 
einer ständigen Task Force für Industriepolitik unter umfassender Beteiligung aller 
betroffenen Kreise auch in kleine und mittelgroße Innovationscluster und -netze zu 
investieren;

15. fordert daher aufeinander abgestimmte Bemühungen zur Nutzung und Stärkung 
vorhandener wissenschaftlicher und technologischer Kompetenzen in den Regionen, 
insbesondere im Bereich der Schlüsseltechnologien, sowie eine stärkere 
Schwerpunktsetzung auf die Clusterpolitik;

16. hebt hervor, dass regionale Strukturen einen wichtigen Beitrag zur Stärkung der Industrie 
in Europa leisten, weshalb innovativen Clustern und Netzen, insbesondere im Bereich der 
Schlüsseltechnologien, eine bessere Förderung zuteil werden sollte, um in koordinierter 
Weise Wissenstransfer und Forschung, die Verbesserung von Qualifikationen sowie die 
Infrastruktur zu fördern;

17. weist darauf hin, dass die Zunahme der Unterschiede zwischen den Regionen hinsichtlich 
ihres Forschungs- und Entwicklungspotenzials eine Herausforderung ist, die nicht nur im 
Rahmen der Kohäsionspolitik, sondern auch über die Forschungs- und Innovationspolitik 
angegangen werden muss; fordert in diesem Zusammenhang eine Umverteilung der Mittel 
innerhalb bestimmter Programme, um zusätzlich zur Forschungsförderung Innovation zu 
unterstützen und so die Umsetzung der Forschungsergebnisse in marktorientierte 
Lösungen für die Gesellschaft zu fördern;
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18. weist darauf hin, dass der Ausbau einer angemessenen digitalen Infrastruktur und 
innovativer Technologien ein strategisches Element zur Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Regionen und der Industrie in der EU ist; weist darauf hin, dass 
die IKT-Branche eine Schlüsselrolle bei der Steigerung der Produktivität anderer 
Industriebranchen spielt und dass eine moderne Kommunikationsinfrastruktur mit einer 
hohen Übertragungskapazität vorzugsweise in unterversorgten Regionen aufgebaut 
werden sollte; ist der Ansicht, dass dies dem Umfeld für öffentliche und private 
Investitionen zuträglich sein und vor allem dazu beitragen könnte, die digitalen 
Kompetenzen bei den Unternehmen zu verbessern;

19. betont neben Bemühungen um die Schaffung eines integrierten und liberalisierten 
EU-Energiemarktes die Bedeutung eines ausgewogenen und nachhaltigen Plans für die 
effiziente Ressourcennutzung als ein wichtiges Instrument, um die Entwicklung der 
europäischen Industrie im Sinne einer industriepolitischen Wettbewerbsstrategie zu 
fördern; weist darauf hin, dass die Union darin einen Ansporn zur Konzipierung einer 
regionalen Innovationspolitik, die auf dem objektiven Potenzial der einzelnen Regionen 
aufbaut, sehen sollte, gerade hinsichtlich einer nachhaltigen Industriepolitik; betont, dass 
ökologische Normen im Bereich von Roh- und Hilfsstoffen sowie auch in den Bereichen 
Energieversorgungssicherheit und Verkehr einen verstärkten sozialen, wirtschaftlichen 
und territorialen Zusammenhalt nach sich ziehen sollten, anstatt den Abstand zwischen 
den zentral gelegenen und den peripheren Gebieten zu vergrößern, wobei den Gebieten in 
äußerster Randlage und den Inseln und ihren Bedürfnissen besondere Aufmerksamkeit 
zukommen sollte; fordert daher, dass in diesen Regionen eine Industriepolitik aufgebaut 
wird, die geeignet ist, Wirtschaftszweige mit dem größten Potenzial für diese Regionen zu 
fördern, wie etwa Fremdenverkehr, erneuerbare Energiequellen und Forschung und 
Innovation im Zusammenhang mit der Meeres- und Landwirtschaft;

20. hebt hervor, dass sich das weltweite Geschäftsumfeld ständig wandelt und daher 
angemessene Investitionen in die Entwicklung und Anpassung der Infrastrukturen und 
Dienste in den Bereichen Verkehr, Kommunikation und Energie erforderlich sind, um die 
Herausforderungen der Gegenwart und der Zukunft zu meistern;

21. weist darauf hin, dass eine integrierte Strategie für die Industrie der EU darauf 
ausgerichtet sein sollte, den Fachkräftemangel zu überwinden; betont in dieser Hinsicht, 
dass aufeinander abgestimmte Initiativen geschaffen werden müssen, um die Verbreitung 
von Informationen und die Vermittlung von Kenntnissen in den sogenannten „STEM“-
Fächern (Naturwissenschaften, Technologie, Maschinenbau und Mathematik) auf allen 
Niveaus zu verbessern, und gleichzeitig eine abgestimmte und zielgerichtete 
Weiterqualifizierung gefördert werden muss; betont, dass ein Gesamtkonzept zur 
Verbesserung der beruflichen Qualifikationen in den Bereichen erneuerbare Energien und 
saubere industrielle Prozesse und Verkehrssysteme notwendig ist; fordert die 
Mitgliedstaaten auf, eine berufspraktische Qualifizierung im Bereich der 
Unternehmensgründung und -führung in die Lehrpläne an Universitäten und sonstigen 
Hochschulen aufzunehmen; betont, dass der Europäische Sozialfonds an die sich 
ändernden Anforderungen der Industrie angepasst werden muss;

22. betont, dass die Mitgliedstaaten eine nachhaltige und gerechte Entwicklung der Industrie 
am besten über den Grundsatz der Gegenseitigkeit handelspolitischer Maßnahmen 
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erreichen können; weist darauf hin, dass regionale Netzstrukturen und wettbewerbsfähige 
Cluster nicht durch voneinander abweichende handelspolitische Regeln und Vorschriften 
beeinträchtigt werden sollten, die sich insbesondere auf KMU auswirken;

23. betont die regionalen Unterschiede in der industriellen Entwicklung und fordert, dass 
diese umfassend im Rahmen der neuen nachhaltigen Industriepolitik berücksichtigt 
werden; fordert die Kommission außerdem auf, einen integrierten, auf mehreren Ebenen 
beruhenden ordnungspolitischen Ansatz zu verabschieden und weist zum wiederholen 
Male auf die Notwendigkeit hin, die unterschiedlichen sozialen und wirtschaftlichen 
Bedingungen in den Regionen in der EU und ihr unterschiedliches kreatives, innovatives 
und unternehmerisches Potenzial zu berücksichtigen;

24. betont, dass der Tourismus für die EU, das wichtigste Reiseziel der Welt, von Bedeutung 
ist und in einigen Regionen den Hauptpfeiler der Wirtschaft bildet; unterstützt die 
Strategie der Kommission zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Tourismusindustrie durch Maßnahmen in den Bereichen Qualität und Nachhaltigkeit und 
zur Verbesserung des Erscheinungsbildes Europas als Reiseziel;

25. betont, dass ein gut organisiertes Regieren auf mehreren Ebenen wesentlich für eine 
wirksame europäische Industriepolitik im Zeitalter der Globalisierung ist.
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